
Organisationen au f ih r K ontingent soviel SED-M itglieder 
zu benennen hätten , daß über 50 P rozent aller Volks­
v ertre te r M itglieder der SED sind.
Bei der K andidatenvorstellung konnten kaum  Einwen­
dungen von den W ählervertre tern  oder Einwohnern 
gegen Kandidaten erhoben werden, die von der SED 
aufgestellt w orden sind. Die M öglichkeit hierzu w äre 
zw ar nach dem W ahlgesetz vorhanden gewesen. Die 
W ählervertre ter sind aber nach den W eisungen der SED 
von den Betriebs- oder O rtsparteileitungen der SED, 
von den G ew erkschaftsleitungen der Betriebe und Orte 
sowie von den Vorständen der vorhandenen B lockpar­
teien  nach einem festgelegten Schlüssel besonders aus­
gesucht worden.
Jede dieser Leitungen, auch die verschiedenen Vorstände 
der Blockparteien, h a tte  nach einem auf Vorschlag der 
SED gefaß ten  Beschluß der jeweiligen Blockausschüsse 
die Gewähr zu übernehmen, daß die von ihr Delegierten 
im  Sinne der DDK diskutieren würden. A ußerdem  m ußte 
au f ausdrückliche W eisung der SED -K reisleitung zuvor 
eine Absprache über die D iskussionsredner getroffen und 
diese nam entlich festgelegt werden. D am it sollte eine 
absolute S icherheit fü r  die D urchführung der Diskussion 
gegeben werden.
Zu Beginn der W ählervertreter-K onferenzen sprach zu­
nächst der zuständige Spitzenkandidat der SED für den 
betreffenden W ahlkreis. D ieser ha tte  bereits in beson­
derer D eutlichkeit den Teilnehm ern klarzum achen, daß 
die K andidaten auf Herz und Nieren geprüft und fü r 
würdig befunden seien, aufgestellt zu werden. Diese 
Rede w ar überall so abgefaßt, daß kaum  noch eine Ab­
lehnung zu erw arten  war, insbesondere im Hinblick auf 
den ausgesuchten Teilnehm erkreis.
Die Einwohnerversam m lungen in  den S tädten  und Ge­
meinden dienten ausschließlich der Rechenschaftslegung 
der Abgeordneten und der B ürgerm eister. Die K andida­
ten  w urden säm tlich, soweit es sich um  K reistagsabge­
ordnete handelte, in den W ählervertreter-K onferenzen 
erstm alig  vorgestellt. Sie w aren ja  auch — entsprechend 
dem W ahlgesetz — fü r  die jeweiligen W ahlkreise be­
nann t worden. E rs t danach w urden auch in  den ein­
zelnen S tädten  und Gemeinden V ersam m lungen durch­
geführt, in  denen sich die K andidaten vorstellen sollten. 
Gleichzeitig w urden die zuständigen K andidaten fü r  die 
Gem eindevertretungen vorgestellt. Auch diese Versam m ­
lungen w aren so organisiert und vorbereitet, daß kaum  
Schwierigkeiten au ftre ten  konnten. H ierfür w ar der 
S tü tzpunktleiter m it den fü r  den O rt eingesetzten In ­
struk teu ren  verantw ortlich.

Abschließend weise ich noch darauf hin, daß die W ahl­
ausschüsse der W ahlkreise aus einem Vorsitzenden, des­
sen S tellvertreter, drei Beisitzern und deren Stellver­
tre te rn  und dem S chriftführer und seinem S tellvertreter 
bestanden. H iervon sind jedoch lediglich bei der Aus­
zählung der Stim m en stim m berechtigt: der Vorsitzende 
und die drei Beisitzer. Bei der Besetzung der W ahlaus­
schüsse und der W ahlvorstände der einzelnen Stim m ­
bezirke m ußte darauf geachtet werden, daß der Vor­
sitzende und mindestens zwei der B eisitzer M itglieder 
der SED w aren. Diese W eisung kam  ebenfalls von der 
SED-Kreisleitung. Die Zusam m ensetzung der erw ähnten 
Ausschüsse w urde durch die S tützpunktleiter überw acht. 
Sie ha tten  auch die Nam en der in  Vorschlag gebrachten 
Personen an die SED -K reisleitung zur Zustim m ung 
weiterzugeben. Wo die Zustim m ung versag t wurde, hatten  
die S tü tzpunktleiter den A uftrag , möglichst fü r  eine 
U m besetzung zu sorgen.
Verschiedentlich w urden auch von der SED-Kreisleitung 
hierzu bestim m te Personen vorgeschlagen. W eiter w ar 
festgelegt worden, daß bei allen Zweifelsfällen und im ­
m er dann, wenn über die abgegebenen Stim m zettel Mei­
nungsverschiedenheiten au ftre ten  sollten, allein der Vor­

sitzende des jeweiligen Ausschusses zu entscheiden habe. 
Die vorstehenden Angaben entsprechen der W ahrheit. 
A uf Verlangen bin ich bereit, die R ichtigkeit an  Eides 
S ta tt zu versichern.

v. g. u.

gez. U nterschrift gez. U nterschrift

DOKUMENT 20

Berlin, den 27. 6.1957 

E s erscheint H err N. N. und g ib t folgendes zu Protokoll:

In  einer D ienstbesprechung der B ürgerm eister is t vom 
Vorsitzenden des R ates des Kreises die W eisung erte ilt 
worden, als Kandidaten keine sogenannten G roßbauern 
aufzunehmen. Als G roßbauern werden hierzu alle Eigen­
tüm er von Betrieben gerechnet, die m ehr als 20 H ek ta r 
bew irtschaften. H ierbei erk lä rte  der Vorsitzende, dies 
sei in  einer Sitzung des Bezirksblockausschusses so fe s t­
gelegt worden . . .  E in V ertre te r des Bezirksvorstandes 
m einer P arte i h a t hierzu erk lärt, die A bsprache darüber, 
daß keine „G roßbauern“ benannt werden sollten, habe 
n icht die F orm  eines Beschlusses des Bezirksblocks, 
sondern hierüber sei lediglich zwischen den P arte ien  ein 
„Übereinkommen“ getroffen worden. Angeblich sollte 
jedoch in besonderen Ausnahm efällen die Möglichkeit 
zugelassen werden, im Höchstfälle einen G roßbauern in 
ein P arlam en t aufzunehmen. D er V ertre te r des Bezirks­
vorstandes erk lärte  jedoch ausdrücklich, daß dies eine 
A usnahm eregelung bleiben m üsse und nicht etwa in 
jedem  P arlam en t ein G roßbauer vertre ten  sein dürfe.

Die vorstehenden Angaben entsprechen der W ahrheit. 
Auf Verlangen bin ich bereit, sie an  Eides S ta tt  zu 
versichern.

v. g. u.

gez. U n terschrift gez. U nterschrift

DOKUMENT 21

Berlin, den 22. Juni 1957 

Es erscheint H err N. N. und gibt folgendes an:

Um  eine hohe Anzahl von W ählern, die die W ahllisten 
eingesehen haben, nach oben melden zu können, w urden 
bei der K artenausgabe alle Abholer von Lebensm ittel­
k arten  veranlaßt, sofort die W ählerlisten einzusehen. Sie 
m ußten  jedoch nicht n u r fü r  sich einsehen, sondern auch 
fü r alle Personen, die ihnen bekannt waren, insbesondere 
fü r ihre Angehörigen. So kam  eine hohe Prozentzahl 
von W ählern heraus, die angeblich die W ählerlisten ein­
gesehen haben. Dieses V erfahren w idersprach jedoch 
dem W ahlgesetz.
Am 8.6. 1957 w urden die Sonderwahllokale eingerich­
te t. Einige Tage spä ter erhielt ich von unserem  Be­
hördenleiter, der zugleich V orsitzender des Gebiets­
w ahlausschusses ist, den A uftrag, m ir von dem Vor­
steher des Sonderwahllokals folgende M itteilungen ver­
traulich  geben zu lassen:
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